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Anlage 3
(zur VwV-KStB)

Förderung von kommunalen Straßen- und Brückenbauvorhaben

Antragsverzeichnis

nach Nummer 9.1 und Nummer 10 VwV-KStB

Das Antragsverzeichnis ist jedem Exemplar der Antragsunterlagen voranzustel-
len und gibt Übersicht über deren Inhalt. Es dient gleichzeitig als Hinweis und
Kontrolle aller für die Beantragung erforderlichen Unterlagen.
Weitere Erläuterungen zu den erforderlichen Unterlagen siehe Rückseite!

Antragsteller: Landkreis:

Bezeichnung der Baumaßnahme:

Einzureichen sind drei
gleichlautende, vollständige Aus-
fertigungen der
Antragsunterlagen!

Dieses Exemplar ist bestimmt für:
Ausfertigungsnummer

1 ¨ Bewilligungsbehörde
(mit Sichtvermerk des Straßenbauamtes)

2 ¨ Antragsteller
(Rückgabe nach Prüfung, spätestens mit Zuwendungsbescheid)

Inhaltsübersendung dieser Ausfertigung
3 ¨ Straßenbauamt

(Übersendung durch Bewilligungsbehörde nach Prüfung)

I. Antragstellung mit Antrag auf Gewährung einer Zuwendung (Muster 1a zu § 44 SäHO) und folgenden Unterlagen:

¨ 1. Bauentwurf nach RE 85

2. Stellungnahme (wenn nicht erforderlich, dann hier ankreuzen)

¨ a) Wasserwirtschaft
(zum Beispiel bei Brücken über Gewässer, bei Maßnahmen in
Wasserschutzgebieten) ¨ nicht erforderlich

¨ b) Naturschutzbehörde (zum Beispiel bei Maßnahmen in Schutzgebieten, bei Baumfällungen)¨ nicht erforderlich
¨ c) Denkmalschutzbehörde ¨ nicht erforderlich

3. Vereinbarung (wenn nicht zutreffend, dann hier ankreuzen)

¨ a) bei Maßnahmen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz ¨ nicht zutreffend
¨ b) bei Gemeinschaftsmaßnahme unter Federführung eines beteiligten Baulastträgers ¨ nicht zutreffend

¨ c) bei Maßnahmen nach Straßenrecht
(zum Beispiel Gehwege/Einmündungen an Bundes-, Staats-
oder Kreisstraßen) ¨ nicht zutreffend

¨ 4. Ermittlung der Zuwendungsfähigen Kosten – Anlage 4 zur VwV-KStB

¨ 5. Baufachliche Stellungnahme (BfS) des Straßenbauamtes zu den unter 1–4 aufgeführten Unterlagen

6. Angaben des Antragstellers:
¨ a) Begründung der Notwendigkeit der Maßnahme

¨ b) Generalverkehrs- oder gleichwertiger Plan mit Kennzeichnung der Maßnahme
¨ c) Stellungnahme zu den unter 5. (BfS) gegebenen Hinweisen
¨ d) Bestätigung, dass der Antragsteller Baurecht hat

¨ e) zu den finanziellen Verhältnissen (Muster 2 zu § 44 SäHO)

¨ f) Bestätigung, dass die Bereitstellung der erforderlichen Eigenmittel gesichert ist

II. Bestätigung des Landratsamtes (bei kreisangehörigen Städten und Gemeinden)

¨ a) der Angaben zu den finanziellen Verhältnissen des Antragstellers und der Sicherstellung der Gesamtfinanzierung
des Vorhabens (Muster 2 zu § 44 SäHO)

¨ b) der Angaben zum Erschließungsaufwand und zur Erhebung von Ausbaubeiträgen nach SächsKAG
(Anlage 4 zur VwV-KStB)

¨ c) zur Vollständigkeit der beiliegenden Antragsunterlagen

III. Vermerk der Bewilligungsbehörde


